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Abstract 

Die gerechte Verteilung von Verkehrsflächen stellt eine zentrale Herausforderung für eine nachhaltige und de-

mokratische Verkehrspolitik dar. Der Beitrag untersucht die Frage der Flächengerechtigkeit zwischen Auto und 

Fahrrad aus politikwissenschaftlicher Perspektive. Auf Basis der Gerechtigkeitstheorie von John Rawls wird argu-

mentiert, dass Verkehrsflächen als öffentliche Güter verstanden werden können, deren Nutzung fair und demo-

kratisch legitimiert sein sollte. Empirische Beispiele aus drei deutschen Städten zeigen bestehende Ungleichhei-

ten und politische Konflikte auf. Abschließend werden normative Implikationen und Handlungsempfehlungen 

für eine gerechte und demokratische Flächenpolitik abgeleitet. 
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1 Einleitung 

Die Verteilung des öffentlichen Raums auf ver-

schiedene Verkehrsträger zählt zu den zentralen 

Herausforderungen zukünftiger Mobilität und ist 

womöglich der größte Zankapfel der aktuellen Ver-

kehrspolitik in Deutschland (Schwedes 2022, S. 1). 

Dies zeigt sich besonders in kontrovers geführten 

kommunalpolitischen Debatten, etwa beim Wegfall 

von Pkw-Stellplätzen zugunsten breiterer Gehwege 

oder bei der Umwidmung von Fahrspuren zugunsten 

des Radverkehrs. Während die kommunale Ebene 

häufig mit Widerständen und Interessenkonflikten 

konfrontiert ist, betonen Bund und Länder regelmä-

ßig die Notwendigkeit, den Umweltverbund, also 

Fuß-, Rad- und öffentlichen Nahverkehr (ÖV), zu för-

dern und zu stärken.  

Seit Jahren fordern auch Bürger*innen und zivil-

gesellschaftliche Organisationen eine Neuaufteilung 

des öffentlichen Raums, um mehr Platz für nachhal-

tige Mobilität zu schaffen. Der Verkehrsclub 

Deutschland (VCD) sieht eine solche Neuverteilung 

sogar als zentrale Voraussetzung für das Gelingen 

der Verkehrswende. Dennoch lassen sich in den 

meisten Städten bislang nur langsame und punktu-

elle Veränderungen beobachten. Einige größere 

Städte gehen jedoch neue Wege und Verteilen die 

Flächen um. 

Doch der motorisierte Individualverkehr (MIV) 

beansprucht weiterhin den größten Anteil des Ver-

kehrsraums, obwohl sein Anteil am Modal Split seit 

Jahren stagniert oder sogar zuletzt wieder sinkt (Foll-

mer 2025, S. 14). Für das Fahrrad bleibt dagegen 

häufig nur ein Bruchteil der verfügbaren Flächen, ob-

wohl deren Nutzendenzahlen kontinuierlich wach-

sen (Melerowicz und Richter 2025, S. 39). Das Ver-

hältnis zwischen Auto und Fahrrad bildet dement-

sprechend ein zentrales Spannungsfeld bei der Nut-

zung von Verkehrsflächen. 
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Dieses Spannungsfeld durch ungleiche Raumver-

teilung wirft grundlegende Fragen nach Gerechtig-

keit und demokratischer Legitimation auf. Das 

Thema Flächengerechtigkeit ist daher sowohl aus 

politischer als auch aus wissenschaftlicher Perspek-

tive von hoher Relevanz. Es verbindet Fragen einer 

gerechten Stadtgestaltung und nachhaltigen Ver-

kehrsplanung mit demokratischen Prinzipien und 

Prozessen. Politikwissenschaftliche Ansätze können 

dabei helfen, die zugrunde liegenden Interessenkon-

flikte, Aushandlungsmechanismen und normativen 

Vorstellungen zu analysieren, die die Flächenvertei-

lung prägen. 

Ziel dieses Beitrags ist es, die Frage der Flächen-

gerechtigkeit im Spannungsverhältnis zwischen Auto 

und Fahrrad insbesondere aus politikwissenschaftli-

cher Perspektive zu beleuchten. Dabei wird argu-

mentiert, dass das Konzept der Gerechtigkeit, insbe-

sondere in der Tradition von John Rawls, ein geeig-

neter theoretischer Rahmen ist, um die normativen 

Grundlagen der Verkehrsflächenverteilung zu ver-

stehen und weiterzuentwickeln. 

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Nach dieser 

Einleitung werden im zweiten Kapitel die zentralen 

Begriffe und empirischen Ansätze der Flächenge-

rechtigkeit vorgestellt. Kapitel 3 entwickelt den the-

oretischen Rahmen unter Rückgriff auf Gerechtig-

keits-, Demokratie- und Gütertheorien. Kapitel 4 

analysiert die gesellschaftlichen und politischen Kon-

fliktlinien sowie empirische Beispiele aus drei deut-

schen Städten. Kapitel 5 schließt mit einer Zusam-

menführung der Ergebnisse und leitet politisch-nor-

mative Handlungsempfehlungen für eine demokra-

tisch-legitimierte und gerechte Flächenpolitik ab. 

2 Begriff und empirische Operationalisierung der 

Flächengerechtigkeit 

Um den Begriff „Flächengerechtigkeit“ besser 
einzuordnen, sollte zuerst die „Fläche“ näher be-
trachtet werden. Um den Begriff konzeptionell zu 

schärfen, ist dabei eine genaue Betrachtung erfor-

derlich: Zum einen bezeichnet Fläche eine quantita-

tiv messbare, physische Größe; zum anderen ist sie 

Ausdruck sozialer, politischer und kultureller Nut-

zungsmuster des öffentlichen Raums.  

Der öffentliche Raum ist damit nicht nur Ver-

kehrsraum, sondern auch Lebensraum, Ort sozialer 

Interaktion, Erholung und kollektiver Teilhabe. Unter 

öffentlichem Raum werden dabei alle Flächen ver-

standen, die der Allgemeinheit innerhalb eines Ge-

meindegebiets zur Verfügung stehen, insbesondere 

Straßen, Plätze und Gehwege (Berding und Selle 

2018, S. 1640). 

Der Begriff der Flächengerechtigkeit im Verkehrs-

raum beschreibt demnach den fairen und angemes-

senen Anteil des öffentlichen Raums, der den unter-

schiedlichen Verkehrsmitteln zugewiesen wird. Die 

Frage, wem dieser Raum gehört und wie er verteilt 

wird, ist demnach eine gesellschaftspolitische Aus-

handlungsfrage. In der verkehrspolitischen Debatte 

richtet sich der Begriff der Flächengerechtigkeit oft 

auf den Konflikt der Verteilung des Verkehrsraums, 

da dieser eine knappe, hoch umkämpfte Ressource 

darstellt. Die Ressource selbst kann wiederum öko-

nomisch begriffen und auf Basis des Flächenmaßes 

oder Flächenverhältnis quantitativ gemessen wer-

den. 

Hier setzt der Gerechtigkeitsbegriff und das Kon-

zept der Fläche an: Flächengerechtigkeit fordert 

nämlich eine gesellschaftspolitische Aushandlung 

und eine Umverteilung des Straßenraums zugunsten 

des Umweltverbunds, um den Anforderungen an Kli-

maschutz, Umweltqualität, soziale Teilhabe und ur-

bane Lebensqualität gerecht zu werden. Sie ist damit 

ein Leitprinzip der Verkehrs- oder Mobilitätswende, 

das ökologische, soziale und ökonomische Dimensi-

onen miteinander verbindet (Schwedes 2015, S. 14–
16). So lässt sich eine Flächenaufteilung als gerecht 

verstehen, welche alle Verkehrsteilnehmenden 

gleichwertig behandelt und ihnen entsprechend ih-

rer gesellschaftlichen Funktion und Nutzen adäqua-

ten Raum zuteilt.  

Während das Konzept zunächst vor allem in zivil-

gesellschaftlichen und aktivistischen Kontexten, 

etwa bei Bürgerinitiativen oder Verkehrsverbänden, 

Verwendung fand, hat es in den letzten Jahren zu-

nehmend Eingang in die wissenschaftliche Diskus-

sion gefunden (Jones et al. 2008; Pereira et al. 2017; 

Creutzig et al. 2020; Schäfer 2020; Drews 2022; 

Porojkow und Gerlach 2024; Lohmeier und Palm 

2025). Dennoch fehlt bislang eine allgemein akzep-

tierte Begriffsdefinition sowie eine systematische 

theoretische Fundierung und einheitliche Operatio-

nalisierung der Flächengerechtigkeit. 
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 Die empirische Operationalisierung von Flächen-

gerechtigkeit kann auf unterschiedliche Weise erfol-

gen. Am häufigsten werden die quantitativen Anteile 

der Verkehrsflächen in Prozent (%) anhand des Stra-

ßenquerschnitts oder von Luftaufnahmen erhoben 

und den Nutzungsanteilen der Verkehrsmittel, z. B. 

mit dem Modal Split, gegenübergestellt. Dieses Ver-

hältnis ermöglicht Aussagen darüber, ob eine Flä-

chenverteilung proportional, disproportional oder 

systematisch verzerrt ist. 

Empirisch wurde die Disproportionalität Auf-

grund fehlender Studien vorwiegend in Berlin nach-

gewiesen: Der MIV beansprucht dort durchschnitt-

lich rund 58 % der Verkehrsflächen, obwohl sein An-

teil mit 33% an den Wegen deutlich geringer ist 

(Strößenreuther 2014, S. 7). Radfahrende in Berlin 

liegen hingegen zum Zeitpunkt der Erhebung 18 % 

der Wege zurück, verfügen jedoch nur über 3 % der 

Flächen (Strößenreuther 2014, S. 7–8). Diese Daten, 

auch wenn sie mittlerweile teilweise veraltet sind 

und nicht das ganze Stadtgebiet vermessen, verwei-

sen auf eine empirische Ungleichheit, die als Gerech-

tigkeitsproblem wahrgenommen werden kann und 

in ähnlicher Weise von weiteren Studien in Berlin, al-

lerdings kleinräumiger, wie z.B. dem Komponisten-

viertel (Porojkow und Gerlach 2024) oder Wrangel-

kiezes (Roderer et al. 2022), bestätigt wurden. 

Eine weitere Methode zur Quantifizierung des 

Flächenverbrauchs berücksichtigt die Anzahl der be-

förderten Personen in Relation zur Geschwindigkeit 

des jeweiligen Verkehrsmittels sowie zur tatsächlich 

beanspruchten Fläche, sowohl im ruhenden als auch 

im fließenden Verkehr. Ein Pkw mit einem durch-

schnittlichen Besetzungsgrad von 1,3 Personen be-

ansprucht demnach pro Person bis zu achtmal so viel 

Raum wie ein Fahrrad und mehr als siebzigmal so viel 

wie der Fußverkehr (Randelhoff 2014). Unabhängig 

von der jeweils angewandten Methodik zeigen die 

Ergebnisse eine vergleichbare und deutlich ausge-

prägte Disproportionalität des Flächenverbrauchs 

zwischen den Verkehrsmitteln. Für eine genaue und 

flächendeckende Quantifizierung fehlen jedoch bis-

lang die Daten.  

Die vorhandene Forschung konzentriert sich bis-

lang vor allem auf methodische Fragen der Flä-

chenanalyse und -messung (Randelhoff 2014; Strö-

ßenreuther 2014; Gössling 2016; Lefebvre-Ropars et 

al. 2021; Roderer et al. 2022) und weniger auf deren 

normative oder politische Dimensionen. Beides er-

scheint jedoch wichtig. 

3 Theoretischer Rahmen: Gerechtigkeit, Demo-

kratie und öffentliche Güter 

Die politische Debatte um die Flächengerechtig-

keit im Verkehrsraum lässt sich durch das Zusam-

menspiel von Gerechtigkeitstheorie, demokrati-

schen Prinzipien und der Theorie öffentlicher Güter 

analysieren. Dabei bietet John Rawls (1971) Theorie 

der Gerechtigkeit als Fairness einen normativen Be-

zugsrahmen, der die Verteilung knapper Ressour-

cen, hier der öffentlichen Verkehrsflächen, unter de-

mokratischen Gesichtspunkten legitimieren kann. 

Rawls’ Konzept der „Gerechtigkeit als Fairness“ ba-
siert auf der Idee, dass gerechte gesellschaftliche In-

stitutionen jene sind, die vernünftige und freie Indi-

viduen hinter einem „Schleier des Nichtwissens“ 
wählen würden (Rawls 2006). In diesem hypotheti-

schen Urzustand kennen die Beteiligten weder ihre 

soziale Stellung, ihr Einkommen noch ihre körperli-

chen oder kulturellen Voraussetzungen. Entschei-

dungen, die in diesem Zustand getroffen werden, 

gelten daher als fair, weil sie frei von individuellen 

Vorteilen sind. In unserem Fall wäre also das Gedan-

kenspiel, dass jemand nicht weiß, ob er mit dem 

Fahrrad oder mit dem Auto unterwegs ist. 

Zentral sind bei Rawls zwei Gerechtigkeitsprinzi-

pien: Das Gleichheitsprinzip, nach dem jede Person 

die gleichen Grundfreiheiten haben soll, die mit den 

Freiheiten anderer vereinbar sind. Das Differenz-

prinzip, das soziale und wirtschaftliche Ungleichhei-

ten nur dann erlaubt, wenn sie zum größtmöglichen 

Vorteil der am wenigsten Begünstigten wirken. 

Überträgt man diese Überlegungen auf die Vertei-

lung urbaner Verkehrsflächen, bedeutet dies, dass 

die Gestaltung öffentlicher Räume nicht primär nach 

Effizienz- oder Nutzenkriterien erfolgen sollte, son-

dern nach Prinzipien der fairen Teilhabe. Wenn die 

urbane Fläche als begrenzte Ressource verstanden 

wird, dann muss die Verteilung dieser Ressource so 

gestaltet sein, dass sie den Zugang und die Nutzbar-

keit für alle gesellschaftlichen Gruppen, insbeson-

dere für benachteiligte oder vulnerable, gewährleis-

tet. Radfahrende und zu Fußgehende sind hochgra-

dig vulnerable und benachteiligt gegenüber dem 

Auto. Flächengerechtigkeit in diesem Sinne bedeu-

tet also nicht Gleichverteilung, sondern eine faire, an 

Bedürfnissen und Sicherheit orientierte Allokation. 
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Aus Rawls’ Perspektive lässt sich argumentieren, 
dass die derzeitige Dominanz des MIV einer gerech-

ten Ordnung widerspricht. Die strukturelle Bevorzu-

gung des Autos privilegiert jene Gruppen, die über 

private Fahrzeuge verfügen, und marginalisiert die-

jenigen, die auf das Fahrrad angewiesen sind. Eine 

gerechte Verkehrsflächenpolitik müsste demnach 

die Verwirklichungschancen der Letztgenannten ver-

bessern und so zur Verringerung von Ungleichheiten 

beitragen. 

Ein zweiter theoretischer Zugang ergibt sich aus 

der politökonomischen Diskussion über öffentliche 

Güter. Nach Samuelson (1954) zeichnen sich öffent-

liche Güter durch Nicht-Ausschließbarkeit und Nicht-

Rivalität im Konsum aus. Straßen, Plätze und Wege 

erfüllen diese Kriterien zumindest teilweise: Sie ste-

hen prinzipiell allen offen, können jedoch bei räum-

licher Überbeanspruchung oder ungleicher Regulie-

rung exkludierend wirken. Bestes Beispiel ist der ru-

hende Verkehr des MIV, der durch seine räumliche 

Überbeanspruchung den öffentlichen Raum okku-

piert.  

In der Realität urbaner Räume zeigt sich, dass Ver-

kehrsflächen faktisch rivalisierende Güter sind. Jede 

Nutzung durch eine Gruppe, schränkt die Nutzungs-

möglichkeiten anderer ein. Daraus ergibt sich eine 

politische Frage: Wer hat das Recht, diese knappe 

Ressource in Anspruch zu nehmen, und nach wel-

chen Prinzipien soll ihre Verteilung geregelt werden? 

Eine politikwissenschaftliche Perspektive begreift 

Verkehrsflächen als umkämpftes öffentliches Gut, 

dessen Nutzung demokratisch ausgehandelt und le-

gitimiert werden muss. Flächengerechtigkeit kann 

daher als normative Erweiterung des öffentlichen-

Güter-Diskurses verstanden werden: Sie fragt nicht 

nur, wie Effizienz gewährleistet, sondern wie Gleich-

berechtigung, Zugang und Teilhabe organisiert wer-

den können. 

Hier schließt sich der Kreis zur Gerechtigkeitsthe-

orie: Wenn öffentliche Güter wie Verkehrsflächen 

nach Rawls als Bestandteil der „Grundstruktur der 
Gesellschaft“ verstanden werden (Rawls 2012, S. 
28), dann müssen sie so gestaltet sein, dass sie die 

Freiheit und Gleichheit aller Bürger*innen fördern. 

Eine Stadt, in der der Großteil der Verkehrsfläche 

dem ruhenden und fließenden MIV vorbehalten ist, 

verletzt dieses Prinzip, weil sie Freiheitsrechte un-

gleich verteilt. Fußgänger*innen und Radfahrende 

verfügen über weniger sicheren und weniger attrak-

tiven Zugang zu öffentlichem Raum – ein Zustand, 

der demokratietheoretisch problematisch ist. 

Schließlich verweist die Diskussion um Flächenge-

rechtigkeit auch auf den Zusammenhang zwischen 

Demokratie und Raum. In der demokratischen The-

orie, etwa bei Robert Dahl (1989) oder Jürgen Haber-

mas (1993), gilt Legitimität als Ergebnis von Teilhabe 

und deliberativer Verständigung. Übertragen auf die 

Flächenpolitik bedeutet dies, dass die Verteilung des 

öffentlichen Raums nicht technokratisch, sondern 

partizipativ und deliberativ erfolgen sollte. Die Bür-

ger*innen müssen an den Entscheidungsprozessen 

über die Gestaltung und Nutzung „ihrer“ Stadt betei-
ligt werden, weil sie als gleichberechtigte Mitglieder 

des politischen Gemeinwesens von den Konsequen-

zen betroffen sind. 

Flächengerechtigkeit wird damit zur demokrati-

schen Herausforderung. Es geht nicht nur darum, 

wie viel Platz Fahrräder oder Autos erhalten, son-

dern darum, wer über die Verteilung entscheiden 

darf und nach welchen Maßstäben. Beteiligungspro-

zesse, Verkehrsversuche oder Bürgerbegehren zur 

Umverteilung von Straßenraum sind somit nicht nur 

technische Planungsinstrumente, sondern Ausdruck 

demokratischer Aushandlung. 

Rawls’ Theorie liefert hierfür eine normative Be-
gründung: Eine gerechte Gesellschaft muss Instituti-

onen schaffen, die faire Bedingungen für politische 

Teilhabe gewährleisten. Übertragen auf die Stadtpo-

litik heißt das, dass Planungsverfahren, Beteiligungs-

formate und Entscheidungsregeln so gestaltet sein 

sollten, dass auch jene Gehör finden, die bislang 

strukturell benachteiligt sind, etwa Nicht-Autobesit-

zer*innen, Kinder, ältere Menschen oder mobilitäts-

eingeschränkte Personen. 

4 Politische Debatte und empirische Konfliktli-

nien 

Dieses Kapitel analysiert die Situation in Berlin, 

Köln und München mit Fokus auf Entscheidungen, 

Umsetzung und Diskussion von Flächenumwidmun-

gen und untersucht dabei die Akteurskonstellatio-

nen, Konfliktlinien und demokratischen Aushand-

lungsprozesse in den drei Städten. 

In Berlin zeigt sich zum Beispiel ein eher ambiva-

lentes Bild der Verkehrspolitik. Offiziell verfolgt der 
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Senat mit dem 2021 verabschiedeten Mobilitätsge-

setz eine nachhaltige Mobilitätsstrategie mit dem 

Ziel, den Radverkehr sukzessive auszubauen und den 

MIV zu reduzieren (Der Senat von Berlin 

12.04.2021). Insbesondere seit der ersten Umwid-

mungsinitiative von Flächen des MIV zugunsten des 

Fahrradverkehrs durch Pop-Up-Bikelanes während 

der Corona-Pandemie im Jahr 2020 werden aktuell 

Verkehrsversuche, wie an der Friedrichstraße, teils 

durch gerichtliche- teils durch politische Entschei-

dungen wieder zurückgenommen. Dies macht die 

strukturellen Zielkonflikte zwischen klima- und um-

weltpolitischen Ambitionen und etablierten ver-

kehrspolitischen Rahmenbedingungen zugunsten 

des MIV sichtbar.  

In der Kölner Verkehrspolitik lässt sich ein ande-

res Bild zeichnen. Hier kann zuletzt ein prägnantes 

Beispiel für eine umfassendere Flächenumwidmung 

beobachtet werden.  

   

Abbildung 1: Kaiser-Wilhelm-Ring in Köln, Foto: 

Deniz Ertin 

Die Idee begann 2015 mit der Bürgerinitiative 

„Ring-Frei“ und wurde im Anschluss von der Bezirks-
vertretung Innenstadt und dem Rat der Stadt Köln 

aufgenommen und 2016 beschlossen (Stadt Köln 

2024). Seit dem Abschluss des Projekts im Jahr 2024 

präsentiert sich der innerstädtische Ring nicht länger 

als zweispurige Autotrasse, sondern als geteilter 

Verkehrsraum mit einem Fahrstreifen für den MIV 

und einem Fahrstreifen für den Radverkehr (Stadt 

Köln 2025). Die flächenintensive Umwidmung reflek-

tiert politische Entscheidungen des Stadtrates.  Im 

Jahr 2025 gab es erstmals mehr Radverkehr als Au-

toverkehr auf dem Hohenzollernring (Krill 2025). 

Gleichzeitig artikulieren Wirtschaftsverbände wie 

die IHK Köln und andere Parteien immer wieder Be-

denken bei Umwidmungsprojekten. So scheiterte 

beispielsweise das Projekt Autofreie Deutzer Frei-

heit an dem Gegenwind der ansässigen Unterneh-

men aus Gastronomie, Handel und Dienstleistungen 

(IHK Köln 2022). Daher sind auch in Köln weiterhin 

Flächenumnutzungen konfliktreich und werden in 

Stadtratssitzungen sowie Bürgerdialogen kontrovers 

verhandelt.  

In München zeigt sich ein pragmatischer Ansatz 

mit langem Atem. Der Umbau der Lindwurmstraße 

im Jahr 2025 ist das prominenteste Beispiel einer 

grundlegenden Umwidmung von Fahrstreifen zu 

Radwegen. Die Stadtverwaltung verfolgt langsam 

und behutsam das strategische Ziel einer Erhöhung 

des Radverkehrs. So konnte sie den Radverkehrsan-

teil von 18% im Jahr 2016 auf 21% im Jahr 2023 stei-

gern (Landeshauptstadt München 2025). Auch in 

München trugen die aktive Zivilgesellschaft aber 

auch partizipative Konzepte der Stadtverwaltung 

zum Erfolg bei. 

Es lässt sich zusammenfassend sagen, dass ein 

Teil der Zivilgesellschaft in den drei Städten als wich-

tige Kraft für Veränderungen im Sinne einer Flächen-

gerechtigkeit auftritt. Parallel dazu formiert sich 

aber auch Widerstand seitens Akteure des MIVs ge-

gen eine Verringerung der ihnen bislang zur Verfü-

gung stehenden Verkehrsflächen. Fahrzeughalterin-

nen und -halter mobilisieren dabei gegen den Rück-

bau von Parkmöglichkeiten und die Umwidmung be-

stehender Fahrspuren. Der Streit um Flächengerech-

tigkeit lässt sich somit als Ausdruck konkurrierender 

Interessen bzw. Gerechtigkeitsvorstellungen inter-

pretieren.  

Der Gerechtigkeit im Verkehr und bei den Ver-

kehrsflächen ist offensichtlich eine „doppelte Be-
deutung“ inhärent, die je nach dem, wie diese aus-
gelegt wird, zu Konflikten führen kann: Für manche 

Akteur*innen bezieht sich Gerechtigkeit auf die Be-

wahrung bestehender Rechte. Dies ist oft bei Ak-

teur*innen der Fall die den Status quo der Autoge-

rechten Stadt bewahren wollen und den Verkehrs-

raum prioritär dem MIV zusprechen. Für andere be-
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zieht sich die Gerechtigkeit auf die Überwindung his-

torisch gewachsener, inzwischen als ungerecht emp-

fundener Verhältnisse (Holtmann 1994, S. 212).  

Während Befürworter einer nachhaltigen Mobili-

tätswende auf Umverteilung zugunsten des Rad- 

und Fußverkehrs drängen, sehen Autofahrende und 

wirtschaftliche Interessenvertretungen darin häufig 

eine Einschränkung individueller Freiheit und ökono-

mischer Leistungsfähigkeit. Diese Konfliktlinie folgt 

dem Muster klassischer Verteilungskonflikte, wie sie 

auch in anderen Politikfeldern zu beobachten sind. 

Allerdings ist der urbane Raum ein besonders knap-

pes Gut, was die Konfliktdynamik im urbanen Ver-

kehrssystem zusätzlich verschärft. 

Kommunalpolitisch zeigt sich eine Pfadabhängig-

keit: Jahrzehntelang wurden Straßenräume nach der 

Logik der autogerechten Stadt geplant, wodurch be-

stehende Infrastrukturen und Planungspraktiken 

eine hohe Trägheit aufweisen. Politische Entschei-

dungsträger, die Umverteilungen initiieren, laufen 

Gefahr, mit Widerständen aus der Bevölkerung, der 

Wirtschaft oder innerhalb der Verwaltung konfron-

tiert zu werden. Der Umbau des Verkehrsraums wird 

dadurch zu einem hochgradig politischen Prozess, 

der nicht nur planerische, sondern auch kommuni-

kative Kompetenz erfordert. 

5 Schlussfolgerungen und politisch-normative 

Implikationen  

Die vorangegangenen Kapitel haben gezeigt, dass 

Fragen der Flächenverteilung nicht allein technisch 

oder planerisch beantwortet werden können, son-

dern genuin politisch und normativ sind. Die Vertei-

lung des öffentlichen Raums spiegelt gesellschaftli-

che Machtverhältnisse, Werte und Gerechtigkeits-

vorstellungen wider. In diesem Sinne ist die Ver-

kehrspolitik ein Ort, an dem grundlegende demokra-

tische Prinzipien – Gleichheit, Teilhabe und Legitima-

tion – konkret verhandelt werden. 

Eine gerechte Verkehrsflächenpolitik sollte auf 

die Korrektur bestehender, struktureller Ungleich-

heiten zielen. Sie hätte die Aufgabe, den öffentlichen 

Raum als commons (Hess und Ostrom 2007), als kol-

lektives Gut, zu gestalten, das allen Bürgerinnen und 

Bürgern unabhängig von Einkommen, Mobilitäts-

form oder physischen Voraussetzungen offensteht. 

Für die zukünftige politische Gestaltung urbaner 

Mobilität ergeben sich daraus mehrere Implikatio-

nen. Als erstes bedarf es einer Institutionalisierung 

von Beteiligung: Demokratische Legitimation erfor-

dert, dass Bürgerinnen und Bürger systematisch in 

Entscheidungen über die Nutzung des öffentlichen 

Raums eingebunden werden. Partizipationsverfah-

ren müssen frühzeitig, repräsentativ und deliberativ 

gestaltet sein.  

Als zweites benötig es eine normative Neujustie-

rung der Planungslogik: Planungsziele dürfen nicht 

primär auf Verkehrsleistung und Flächenproduktivi-

tät ausgerichtet sein, sondern auf Gerechtigkeit, 

Nachhaltigkeit und Lebensqualität. Die FGSV Kom-

mission Nachhaltigkeit (2022) macht mit der E Klima 

genau den richtigen ersten Schritt. Doch es erfordert 

auch mehr interdisziplinäre Bewertungsmaßstäbe, 

die politische, soziale und ökologische Dimensionen 

besser berücksichtigen.  

Als drittes benötigt es aber auch rechtliche und 

fiskalische Anreize. Die Verteilung öffentlicher Flä-

chen kann über Anreizsysteme (z. B. Parkraumbe-

wirtschaftung, Bepreisung von Straßenraum) ge-

steuert werden, die den gesellschaftlichen Wert al-

ternativer Nutzungen (Aufenthalt, Begrünung, Rad-

verkehr) besser berücksichtigen. 

Für eine erfolgreiche Verkehrsraumumverteilung 

bedarf es sowohl klarer normativer Leitbilder für Ge-

rechtigkeit als auch transparenter, partizipativer 

Entscheidungsprozesse. Die politische Mobilisierung 

nachhaltiger Mobilitätsformen durch Bürgerinitiati-

ven zeigt, dass Demokratie hier lebendig wird und 

zur Gestaltung einer gerechten Stadt beiträgt. Zu-

künftige Forschung sollte stärker die Wechselwir-

kung zwischen politischer Legitimität und sozialer 

Gerechtigkeit im Kontext der Flächennutzung unter-

suchen. 

Allerdings muss auch konstatiert werden, dass 

eine völlig „gerechte“ Aufteilung des Raums nie er-
reicht werden kann. Stadtentwicklung ist dyna-

misch, Verkehrsinfrastrukturen haben Planungs- 

und Bauzeiten von mehreren Jahren, und Mobilitäts-

verhalten verändert sich kontinuierlich. Dennoch 

lässt sich durch transparente politische Aushandlung 

und normativ fundierte Entscheidungsprozesse eine 

Annäherung an Gerechtigkeit erreichen. Entschei-

dend bleibt die Frage, welche Maßstäbe herangezo-
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gen werden sollen, ob etwa der Modal Split als Aus-

gangspunkt dient, ob ein Aufteilungsschlüssel nach 

Prioritäten wie z. B. sozialer Nutzen, Effizienz oder 

städtebaulichen Prinzipien „vom Gehweg in die 
Mitte planen“, angewandt wird oder ob mehrere 
Faktoren, wie benötigter Platz, Geschwindigkeit, ge-

sellschaftliche Prioritäten, in einem integrativen Be-

wertungsrahmen kombiniert werden. 

Die Frage, wem der Raum gehört, ist eine der 

zentralen Gerechtigkeitsfragen moderner Demokra-

tien. Eine Politik, die Flächengerechtigkeit in den 

Mittelpunkt stellt, nimmt das Ideal der Gleichheit 

der Bürgerinnen und Bürger ernst und übersetzt es 

in konkrete Raum- und Infrastrukturpolitik. Damit 

schließt sich der argumentative Kreis zu Rawls und 

Habermas: Gerechtigkeit und Demokratie erweisen 

sich als zwei Seiten derselben Medaille und die 

Straße als ihr alltägliches, sichtbares Forum. 
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